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„Die Alterssicherung in Deutschland steht vor großen Herausforderungen“1. 
Die Lebenserwartung der Bevölkerung steigt während gleichzeitig die Ge-
burtenrate sinkt. Somit erhöht sich zukünftig das Verhältnis zwischen den 
Alten zur Gesamtbevölkerung. Laut einer Statistik der Industrieländerorga-
nisation OECD finanzieren in Deutschland derzeit 2,85 Erwerbsfähige einen 
Rentner2. Im Jahr 2050 sinkt die Zahl auf 1,54 Erwerbsfähige.3 Zudem ist 
die durchschnittliche Rentenbezugsdauer gestiegen und liegt momentan 
bei knapp 20 Jahren.4 Bis 2030 soll sie um weitere zwei bis drei Jahre an-
steigen.5 Folglich gestaltet sich die Finanzierung des Umlageverfahrens in 
der gesetzlichen Rentenversicherung immer schwieriger. Die Politik hat das 
Problem bereits seit längerem erkannt und versuchte mit unterschiedlichen 
Rentenreformen, wie bspw. der Riester-Rentenreform im Jahr 2001, die 
Folgen des demographischen Wandels abzudämpfen, indem sie unter an-
derem das Rentenniveau zukünftig senken. Dadurch steigt kontinuierlich 
die Zahl der Rentner, deren Alterseinkünfte nicht zum Leben ausreichen 
und somit auch die Gefahr von Altersarmut. 
 
Laut Aussage der Arbeits- und Sozialministerin Andrea Nahles ist das Ver-
trauen der Menschen in ein sicheres Alterseinkommen der Kern unseres 
solidarisch aufgebauten Sozialstaats.6 Deswegen wird häufig gefordert, die 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung anzuheben, dass diese 
grundsätzlich oberhalb des Grundsicherungsniveaus liegt. Vor allem im 
Hinblick auf die diesjährige Bundestagswahl werben Parteien mit Reform-
vorschlägen zur Verbesserung der gesetzlichen Rentenversicherung. Mit 
                                            
1
 Strengmann-Kuhn, Grundrente und Grundsicherung im Alter - Ziele, Modelle und offene 
Fragen, S. 99. 
2
 Um die Lesbarkeit der vorliegenden Arbeit zu erleichtern, wird nur die männliche Form 
verwendet, die weibliche Form ist dabei jeweils miteingeschlossen. 
3
 Vgl. Zeit Online, Demografischer Wandel, Die Rentner-Republik, S. 1-2. 
4
 Vgl. Statistisches Bundesamt, Durchschnittliche Rentenbezugsdauer der Versicherten-
renten, S. 1. 
5
 Vgl. Pressemitteilung der DRV Bund, S. 1. 
6






diesem Thema befasst sich die vorliegende Bachelorarbeit. In dieser wer-
den verschiedene Modelle beschrieben, ob und wie die Grundsicherung in 
die gesetzliche Rentenversicherung ganz oder teilweise integriert werden 
kann. 
 
Der Schwerpunkt der Arbeit ist die gesetzliche Rentenversicherung und die 
Grundsicherung im Alter, da diese im sozialen Sicherungssystem im Hin-
blick auf das Alter eine zentrale Rolle einnehmen. 
 
Die Arbeit ist in 7 Kapitel gegliedert, die sich wie folgt unterteilen. 
Kapitel 2 stellt das soziale Sicherungssystem in Deutschland dar, sowie die 
drei Bestandteile Versicherung, Versorgung und Fürsorge. 
Kapitel 3 befasst sich mit dem Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung. Hier 
wird vor allem auf die gesetzliche Rentenversicherung als Basisabsiche-
rung im Alter eingegangen, um später einen Zusammenhang mit der Grund-
sicherung im Alter darstellen zu können. 
Kapitel 4 und 5 behandeln die Leistungskataloge der gesetzlichen Renten-
versicherung und der Grundsicherung im Alter. Ein Vergleich der beiden 
Alterssicherungssysteme soll aufzeigen, ob das Fürsorgeprinzip in die ge-
setzliche Rentenversicherung integriert werden kann. 
Kapitel 6 beschäftigt sich mit den aktuell diskutierten Vorschlägen und Mög-
lichkeiten verschiedener Akteure, wie das bestehende System der gesetz-
lichen Rentenversicherung reformiert werden kann, um das Fürsorgeprinzip 
zu integrieren. Zusätzlich wird ein eigenes Modell vorgestellt. Dieses hat 
das Ziel, den Bezug von Grundsicherungsleistungen im Alter und Altersar-
mut zu vermeiden. 
Abschließend erfolgt in Kapitel 7 ein zusammenfassendes Fazit. 
 
  





2 Soziales Sicherungssystem in Deutschland 
Das soziale Sicherungssystem in Deutschland gehört zur Grundlage der 
Verfassungsordnung. Dies ist in Art. 20 Abs. 1 des Grundgesetzes geregelt: 
„Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat“ (Art. 28 Abs.1 GG: sozialer Rechtsstaat). Genaue Bestimmungen 
von Inhalten und Zielen des Sozialstaatsprinzips sind im Grundgesetz nicht 
festgelegt. Daher bleibt dem Gesetzgeber ein gewisser Spielraum für die 
Ausgestaltung des Sozialstaates. Die sozialverfassungsrechtlichen Vorga-
ben des Grundgesetzes hat der Gesetzgeber im Sozialgesetzbuch grund-
legend geregelt.7 „Das grundlegende Ziel des Sozialstaates ist es, eine 
menschenwürdige Existenz zu sichern sowie die Teilhabe am gesellschaft-
lichen und politischen Leben zu ermöglichen.“8 
 
Das soziale Sicherungssystem in Deutschland besteht aus drei Säulen, die 
nachfolgend im Einzelnen erläutert werden. 
 
2.1 Versicherung 
Die erste Säule bildet die gesetzliche Sozialversicherung, bestehend aus 
den gesetzlichen Krankenversicherungen, der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung, der gesetzlichen Un-
fallversicherung sowie der sozialen Pflegeversicherung. Grundsätzlich die-
nen sie zur Sicherung gegen soziale Risiken und dem Erhalt des Lebens-
standards. Im Falle eines Risikoeintritts werden Leistungen gewährt.9 Das 
vermutlich größte Risiko stellt der Verlust des Arbeitsentgeltes dar, bedingt 
durch Krankheit, Alter, Unfall oder Arbeitslosigkeit. Kennzeichen der Sozi-
alversicherung sind je nach Zweig das Äquivalenzprinzip oder das Solidari-
tätsprinzip. Dies bedeutet, dass die Mitglieder der Solidargemeinschaft sich 
                                            
7
 Vgl. Statistik Baden-Württemberg, Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württem-
berg, 2015, S. 109. 
8
 Statistik Baden-Württemberg, Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg, 
2015, S. 109. 
9
 Vgl. Pilz, Der Sozialstaat, S.104. 





gegenseitig unterstützen und die zu versichernden Risiken von allen Versi-
cherten durch Beiträge finanziert werden. Das Äquivalenzprinzip wird unter 
3.1.1.1. näher erläutert. Es besteht grundsätzlich Versicherungspflicht in 
den einzelnen Zweigen. Die Finanzierung erfolgt meist hälftig über einkom-
mensbezogene Beiträge der Beschäftigten und deren Arbeitgeber.10 
 
2.2 Versorgung 
Die zweite Säule bilden die soziale Versorgung und die soziale Entschädi-
gung, bestehend unter anderem aus der Kriegs- und Gewaltopferversor-
gung, der Beamtenversorgung, sowie der Versorgung von Wehr- und Zivil-
dienstgeschädigten. Die genannten Leistungen greifen im Rahmen der Ent-
schädigung, d.h. sie entschädigen Personen, die Opfer oder Dienste für die 
Gesellschaft erbracht haben. Anders als beim Versicherungsprinzip wird die 
soziale Versorgung durch öffentliche Transferzahlungen des Staates in 
Form von Steuern ohne Beitragsleistung des Empfängers finanziert.11 
 
2.3 Fürsorge 
Die dritte Säule bildet den sozialen Ausgleich in Form der sozialen Für-
sorge, bestehend unter anderem aus der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende, der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, sowie den 
Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Die Fürsorgeleis-
tungen dienen der finanziellen Mindestsicherung und sollen ein menschen-
würdiges Leben garantieren.12 Es gilt das Subsidiaritätsprinzip, d.h. die ge-
nannten Leistungen werden nachrangig gewährt. Sie greifen erst, wenn 
eine Person in eine existenzbedrohende Situation gerät und Leistungen aus 
                                            
10
 Vgl. Statistik Baden-Württemberg, Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Würt-
temberg, 2015, S. 110. 
11
 Vgl. Statistik Baden-Württemberg, Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Würt-
temberg, 2015, S. 110. 
12
 Vgl. Pilz, Der Sozialstaat, S. 105-106. 





der gesetzlichen Sozialversicherung und der Versorgung bereits ausge-
schöpft wurden bzw. fehlen.13 Die Finanzierung erfolgt ebenfalls durch 
Steuern. 
 
Die drei Säulen unterscheiden sich im Wesentlichen durch die Art der Fi-
nanzierung und durch den Umfang der Leistungsgewährung.14 
 










Lebensrisiken, wie z.B. 





















Quelle: Renn/Schoch, Die neue Grundsicherung, S. 21. 
 
Im nächsten Kapitel wird das Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung vor-
gestellt, um die gesetzliche Rentenversicherung besser einzuordnen und 
einen Zusammenhang zur Grundsicherung im Alter herzustellen zu können. 
  
                                            
13
 Vgl. Statistik Baden-Württemberg, Erster Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Würt-
temberg, 2015, S. 110. 
14
 Vgl. Pilz, Der Sozialstaat, S. 103. 





3 Alterssicherung in Deutschland 
Die Alterssicherung der Arbeitnehmer in Deutschland besteht aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung, der betrieblichen und der privaten Alters-
vorsorge.15 Das Mehrsäulenmodell wurde durch die Rentenreform im Jahr 
2001 eingeführt. Grundsätzliches Ziel der Alterssicherungspolitik ist, dass 
alle Bürger in der Lage sind, sich mit Hilfe dieser drei Säulen der Alterssi-
cherung eine lebensstandardsichernde Altersvorsorge aufzubauen. Außer-
dem sollte das Alterseinkommen die Lebensleistung widerspiegeln, d.h. wer 
ein Leben lang sein Einkommen aus eigener Kraft bestritten hat, soll auch 
im Alter eine Altersversorgung oberhalb der Grundsicherung erhalten. 
Wichtig ist, dass die Finanzierung der Alterssicherung generationengerecht 
und verlässlich ist, trotz des demografischen Wandels. Alle Reformschritte 
müssen daher stets die oben genannten Ziele im Auge behalten und nach-
haltig durchgeführt werden.16 Der Lebensstandard sollte aus allen drei Säu-
len im Alter finanziert werden, da die gesetzliche Rentenversicherung allein 
nicht mehr ausreichen wird.17  
 
Im Folgenden wird ausführlich auf die Leistungen der gesetzlichen Renten-
versicherung eingegangen, da sie im Alterssicherungssystem eine zentrale 
Bedeutung hat. Derzeit sind rund 53 Millionen Menschen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert und 20,8 Millionen beziehen Renten.18 Auf 
die zweite und dritte Säule wird nur kurz eingegangen. 
 
Die erste Säule besteht aus den öffentlich finanzierten Alterssicherungssys-
temen, wie der gesetzlichen Rentenversicherung, der Beamtenversorgung, 
der Alterssicherung der Landwirte und der Künstlersozialversicherung. 
 
                                            
15
 Vgl. Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, S. 821. 
16
 Vgl. BMAS, Gesamtkonzept zur Alterssicherung, S.6. 
17
 Vgl. Infoportal Altersvorsorge, Drei-Säulen-Modell, S. 2. 
18
 Vgl. BMAS, Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 
2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGBVI, S. 7. 





3.1 Die gesetzliche Rentenversicherung 
Die gesetzliche Rentenversicherung stellt seit ihrer Einführung vor über 125 
Jahren für den Großteil der Bevölkerung eine Basisabsicherung dar, wäh-
rend die zusätzliche - betriebliche oder private - Altersvorsorge als zweite 
und dritte Säule diese ergänzt.19 Betrachtet man die Zahlen der drei Alters-
sicherungssysteme, wird die Stellung der gesetzlichen Rentenversicherung 
deutlich. Sie macht 74 % aller Alterssicherungsleistungen, die an 65-Jährige 
und Ältere gezahlt werden, aus. Selbst wenn man die Perspektive um das 
gesamte Bruttoeinkommen im Alter erweitert, bleibt die gesetzliche Rente 
mit 63 % die dominierende Einkommensquelle. Die betriebliche und die pri-
vate Vorsorge machen jeweils 8 % aus.20 
 
Durch das Altersvermögensergänzungsgesetz 2001 wurde die langfristige 
Absenkung des Rentenniveaus beschlossen. Daher nimmt die dominie-
rende Stellung der gesetzlichen Rentenversicherung im Alter immer mehr 
ab und es wird notwendig sein, zusätzlich betrieblich und privat vorzusor-
gen, um den gewohnten Lebensstandard im Alter zu erhalten.21 
 
3.1.1 Grundprinzipien 
Die gesetzliche Rentenversicherung beruht auf dem Versicherungsprinzip, 
Äquivalenzprinzip, sozialen Ausgleich und dem Generationenvertrag. Diese 
Grundprinzipien sind die Basis für die hohe Akzeptanz des Systems der 
gesetzlichen Rentenversicherung und prägen den Charakter der Renten-
versicherung als Teil der Sozialversicherung. Daher sollen sie auch künftig 
grundlegend für Reformvorschläge sein.22 
 
Im Folgenden wird auf das Äquivalenzprinzip eingegangen, da es einen ho-
hen Stellenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung einnimmt. Zu dem 
                                            
19
 Vgl. BMAS, Gesamtkonzept zur Alterssicherung, S.8. 
20
 Vgl. BMAS, Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 
2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGBVI, S. 93. 
21
 Vgl. Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, S. 821. 
22
 Vgl. BMAS, Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, S. 68. 





unterscheidet es die Rentenversicherung von anderen Sozialversiche-
rungszweigen, wie der Kranken-und Pflegeversicherung. Zusätzlich werden 
der Generationenvertrag und der soziale Ausgleich als Ergänzung des 
Äquivalenzprinzips behandelt. 
 
3.1.1.1 Das Äquivalenzprinzip 
Das Äquivalenzprinzip ist in den Grundsätzen der Rentenberechnung gem. 
§ 63 Abs. 1 SGB VI geregelt. Äquivalenz zwischen Beitrag und Leistung 
bedeutet, dass sich die Rentenhöhe vor allem nach der Höhe der während 
des Erwerbslebens gezahlten Beiträge richtet.23 § 63 Abs. 2 SGB VI besagt, 
dass das durch Beiträge versicherte Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen 
für jedes Kalenderjahr getrennt in Entgeltpunkten umgerechnet wird. Dabei 
ergibt die Versicherung in Höhe des Durchschnittsentgelts einen vollen Ent-
geltpunkt. Wer das 1,5-fache des Durchschnittsentgelts verdient, erhält 1,5 
Entgeltpunkte. Das bedeutet, dass ein Entgeltpunkt die Gegenleistung für 
den Durchschnittsbeitrag des jeweiligen Jahres ist. Den Wert der Entgelt-
punkte bestimmt der aktuelle Rentenwert gem. § 68 SGB VI. Seit 
01.07.2016 ist ein Entgeltpunkt West 30,45 € wert und hat einen Beitrags-
wert von 6.938,26 €.24 
Zwischen der Summe der im Erwerbsleben gezahlten Beiträge und der 
Höhe der Rente besteht jedoch keine direkte Äquivalenz. Grund dafür ist 
der variierende Beitragsaufwand durch Änderung des Beitragssatzes. Da-
her wird unter anderem von einer Teilhabeäquivalenz gesprochen. Teilha-
beäquivalenz bedeutet, dass jeder Beitragszahler zur gleichen Zeit bei glei-
chem Verdienst, mit einem gleich hohen Beitrag belastet ist und durch 
gleich hohe Beiträge gleichwertige Anrechte auf Leistungen/Entgeltpunkte 
erwirbt.25 Ein Euro Rente ist 2017 die Gegenleistung für einen Beitrag von 
277,58 €. 
 
                                            
23
 Vgl. Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, S. 279. 
24
 Der Beitragssatz 2017 beträgt 18,7 % und das vorläufige Durchschnittsentgelt 37.103 €. 
25
 Vgl. Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, S. 279-280. 





3.1.1.2 Der Generationenvertrag 
Der Grundsatz lautet: „Einer für alle – alle für einen.“26 
Die gesetzliche Rentenversicherung ist umlagefinanziert, d.h. es werden 
Beiträge eingezahlt und damit die laufenden Renten finanziert. Somit wird 
kein Vermögen angespart. Im Gegenzug erhalten die Versicherten einen 
Rechtsanspruch auf eine eigene Rente bei Erfüllung der Voraussetzungen, 
welche die nächste Generation durch Beitragszahlung finanzieren wird. 
Dieses Finanzierungssystem wird als Umlageverfahren oder Generationen-
vertrag bezeichnet. 
 
3.1.1.3 Der soziale Ausgleich 
Der soziale Ausgleich stellt das Gegenteil der Äquivalenz von Beitrag und 
Leistung dar. Bei der Rentenberechnung werden Elemente berücksichtigt, 
die nicht auf eigener Beitragsleistung beruhen wie bspw. die Berücksichti-
gung von Kindererziehungszeiten oder Anrechnungszeiten für Ausbildung, 
Schwangerschaft, Krankheit oder Arbeitslosigkeit. Da es sich um Aus-
gleichsleistungen handelt, zahlt der Bund der gesetzlichen Rentenversiche-
rung „zur pauschalen Abgeltung nicht beitragsgedeckter Leistungen“ meh-
rere Bundeszuschüsse.28 
 
3.1.2 Die Regelaltersrente 
Die Regelaltersrente ist der Klassiker unter den Altersrenten, da sie bereits 
mit fünf Jahren Wartezeit (Mindestversicherungszeit) und Vollendung des 
erforderlichen Lebensalters in Anspruch genommen werden kann. Zu dem 
enthält diese Rente keinerlei Abschläge und keine Einkommensanrech-
nung. Zum 31.12.2015 bezogen in den alten Bundesländern 2.702.790 
Männer und 4.188.371 Frauen von insgesamt 14.493.443 eine Regelalters-
rente.29 Diese Zahlen machen deutlich, dass es sich hierbei um die meist 
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 Sozialpolitik, Hintergrund Rentenversicherung, S. 1. 
27
 Vgl. Sozialpolitik, Hintergrund Rentenversicherung, S. 1. 
28
 Vgl. BMAS, Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, S. 70-
71. 
29
 Vgl. Rentenversicherung in Zahlen 2016, S. 35. 





bezogene Altersrente handelt. Die gesetzliche Grundlage für die Regelal-
tersrente ist § 35 SGB VI bzw. § 235 SGB VI (Übergangsvorschrift). 
 
3.1.2.1 Anspruchsvoraussetzungen 
Gemäß § 235 Abs. 1 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf eine Regel-
altersrente, wenn sie die persönlichen und versicherungsrechtlichen Vo-
raussetzungen erfüllen. Versicherte, die vor dem 1. Januar 1964 geboren 
sind, haben dann einen Anspruch, wenn sie die Regelaltersgrenze erreicht 
haben und die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. Die Regelaltersgrenze 
wird frühestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres erreicht. 
 
Für Versicherte, die nach dem 1. Januar 1964 geboren sind gilt § 35 SGB 
VI. Auch hier haben Versicherte Anspruch auf die Regelaltersrente, wenn 
sie die Regelaltersgrenze erreicht und die allgemeine Wartezeit von fünf 
Jahren erfüllt haben. Jedoch wird hier die Regelaltersgrenze erst mit Voll-
endung des 67. Lebensjahr erreicht. Mit Erreichen der Regelaltersgrenze 
ist außerdem ein unbegrenzter Hinzuverdienst möglich. 
 
3.1.2.2 Altersgrenzen 
Nach § 235 Abs. 2 SGB VI erreichen Versicherte, die vor dem 1. Januar 
1947 geboren sind, die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Lebens-
jahr. Für Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird 
die Regelaltersgrenze durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz stu-
fenweise angehoben. Grund für die Anhebung der Altersgrenze von 65 auf 
67 Jahre war die Anpassung an die demographische Entwicklung. Die Ge-
sellschaft verändert sich. Es werden immer weniger Kinder geboren, gleich-









Abbildung 2: Stufenweise Anhebung der Regelaltersgrenze nach § 235 







1947 1 65 1 
1951 5 65 5 
1956 10 65 10 
1958 12 66 0 
1960 16 66 4 
1963 22 66 10 
Quelle: § 235 Abs. 2 SGB VII. 
 
Ab dem 1. Januar 1947 wird die Altersgrenze schrittweise jährlich um einen 
Monat angehoben auf das 65. Lebensjahr und einen Monat. Bis zum Ge-
burtsjahr 1958 erfolgt die Anhebung pro Jahrgang um einen Monat, danach 
um jeweils zwei Monate. Ab dem Geburtsjahrgang 1964 wird die Regelal-
tersgrenze mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht, im Jahr 2017 mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres und sechs Monaten.30 
Eine vorzeitige Inanspruchnahme mit Abschlägen ist bei der Regelalters-
rente nicht möglich. 
 
3.1.2.3 Allgemeine Wartezeit 
Die allgemeine Wartezeit beträgt gem. § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI fünf 
Jahre bzw. 60 Monate. Auf die allgemeine Wartezeit werden nach § 51 Abs. 
1 und 4 SGB VI Kalendermonate mit Beitragszeiten und Ersatzzeiten ange-
rechnet. Beitragszeiten sind gem. § 55 Abs. 1 SGB VI Zeiten, für die nach 
Bundesrecht Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge gezahlt worden sind. 
Zusätzlich werden Zeiten aus einer geringfügigen versicherungsfreien Be-
schäftigung und Zeiten aus einem durchgeführten Versorgungsausgleich 
sowie Zeiten aus einem Rentensplitting unter Ehegatten/Lebenspartnern 
nach § 52 SGB VI angerechnet. 
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 Auf die Vertrauensschutzregelung wird nicht eingegangen. 





3.1.2.4 Durchschnittliche Zahlbeträge für Renten wegen Alters 
Die Summe der erzielten persönlichen Entgeltpunkte und die Höhe des ak-
tuellen Rentenwerts sind entscheidend für die Rentenhöhe. Je höher das 
Arbeitsentgelt im Erwerbsleben im Vergleich zum Durchschnittsentgelt ist, 
desto höher fallen die Entgeltpunkte aus. Das ergibt sich aus dem Äquiva-
lenzprinzip. 
 
Zwar erhalten viele Menschen nicht nur eine gesetzliche Altersrente, son-
dern haben evtl. zusätzlich betrieblich oder/und privat vorgesorgt. Jedoch 
besteht bei diesem Personenkreis nicht die Gefahr zusätzlich von Grundsi-
cherungsleistungen im Alter leben zu müssen. Dies betrifft vor allem Ge-
ringverdiener oder Langzeitarbeitslose, die sich eine zusätzliche Altersvor-
sorge nicht leisten können. 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die durchschnittlichen Zahlbeträge31 von 
Renten wegen Alters insgesamt bei einem Rentenzugang im Jahr 2015 an. 
Abbildung 3: Durchschnittliche Altersrentenzahlbeträge im Jahr 2015 
Rentenzugang 
2015 West Ost Deutschland 
Männer und 
Frauen 785 € 917 € 810 € 
Männer 1014 € 973 € 1006 € 
Frauen 583 € 860 € 633 € 
Quelle: DRV Bund, Rentenversicherung in Zeitreihen, 2016, S. 123 ff. 
 
Der durchschnittliche Rentenzahlbetrag der gesetzlichen Altersrenten in 
Deutschland betrug am 31.12.2015 insgesamt 810 €. Auffallend ist, dass 
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 Bei den Rentenzahlbeträgen wurde die Eigenbeteiligung des Rentners zur Kranken- und 
Pflegeversicherung bereits abgezogen. 





der Unterschied der durchschnittlichen Rentenzahlbeträge zwischen Män-
nern und Frauen in Deutschland immer noch sehr hoch ist und zwar mit 
einer Differenz von 373 €. 
 
3.1.3 Das Rentenniveau 
Das Rentenniveau bezeichnet das Verhältnis zwischen einer Standardrente 
(auch „Eckrente“) und dem Durchschnittseinkommen der Erwerbstätigen im 
selben Jahr. Die Standardrente entspricht einer fiktiven Regelaltersrente 
(§§ 35, 235 SGB VI) mit 45 Entgeltpunkten, d.h. ein durchschnittliches Ein-
kommen aus Anlage 1 zum SGB VI über 45 Versicherungsjahre. Die per-
sönliche Rente eines Versicherten ist je nach Verdienst und entsprechender 
Beitragszahlung niedriger oder höher als die Standardrente.32 
Die derzeitige Standardrente beträgt im Westen seit dem 01.07.2016 ca. 
1370,25 € brutto. 
 
Bedingt durch die Riester-Rentenreform 2001 und das RV-Nachhaltigkeits-
gesetz 2004 wird das Rentenniveau der gesetzlichen Rentenversicherung 
zwecks Stabilisierung des Beitragssatzes (bis 2020 nicht über 20 % und bis 
2030 nicht über 22 %) zukünftig sinken.33 Grund für die Reformen war die 
demographische Entwicklung, da sich in den kommenden Jahren die Zahl 
der Rentenbezieher im Verhältnis zur Anzahl der Beitragszahler weiter er-
höhen wird. 
Das Sicherungsniveau vor Steuern nach § 154 Abs.3 S.1 Nr.2 SGB VI darf 
bis zum Jahr 2020 einen Wert von 46% oder bis zum Jahr 2030 einen Wert 
von 43% nicht unterschreiten (sog. Mindestsicherungsniveau). Ansonsten 
hat die Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften geeignete 
Maßnahmen vorzuschlagen. 
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 Vgl. Rentenreform-Alternative, Rentenniveau, S. 1-2. 
33
 Vgl. Rentenreform-Alternative, Rentenniveau, S. 1-2. 





Abbildung 4: Entwicklung des Standardrentenniveaus34 gemäß § 154 
Abs. 3 SGB VI 
Jahr 
Standardrentenniveau netto vor 









Quelle: BMAS, Bericht der Bundesregierung, Rentenversicherungsbericht 2016 
gemäß § 154 Abs. 1 und 3 SGB VI, S. 39. 
 
Das Rentenniveau vor Steuern sinkt kontinuierlich, 2008 waren es 50,5%, 
2016 nur noch 48%. Die Standardrente im Jahr 2016 betrug also im Ver-
gleich zum Jahresarbeitsentgelt mit 48% nicht einmal mehr die Hälfte. Im 
Jahr 2024 wird das Sicherungsniveau laut Vorausberechnung 47% betra-
gen und bis auf 44,5% im Jahr 2030 sinken. 
Das vorgegebene Mindestsicherungsniveau in Höhe von 46% bis zum Jahr 
2020 und von 43% bis zum Jahr 2030 wird laut der Vorausberechnung ein-
gehalten.36 
 
Bei der Betrachtung des Standardrentenniveaus muss zusätzlich beachtet 
werden, dass hierbei von 45 Versicherungsjahren mit jeweils dem Durch-
schnittsverdienst ausgegangen wird. Die Realität sieht jedoch anders aus. 
Viele Rentner haben und werden in Zukunft nicht auf 45 Versicherungsjah-
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 Verhältnis der Jahresstandardrente zum durchschnittlichen Jahresarbeitsentgelt (Quoti-
ent aus Standardrente und Jahresentgelt x 100). 
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 Verfügbare Größen vor Steuern (§ 154 Abs. 3 S. 1 Nr.2 SGB VI). 
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 Vgl. BMAS, Bericht der Bundesregierung, Rentenversicherungsbericht 2016 gemäß § 
154 Abs. 1 und 3 SGB VI, S. 39. 





ren kommen oder einen geringeren Verdienst als der Durchschnittsver-
dienst haben. Daher fällt das Rentenniveau für diesen Personenkreis gerin-
ger aus. 
 
Das sinkende Sicherungsniveau vor Steuern macht deutlich, dass die ge-
setzliche Rentenversicherung zukünftig als Alterssicherung nicht ausrei-
chen wird, um den gewohnten Lebensstandard im Alter erhalten zu können. 
Daher sollten zusätzliche betriebliche und private Altersvorsorge betrieben 
werden.37 
 
3.1.4 Legitimationsproblem der gesetzlichen Rentenversicherung 
Das Legitimationsproblem der gesetzlichen Rentenversicherung entsteht, 
wenn der Versicherte trotz langjähriger Beitragszahlung einen Rentenan-
spruch oberhalb des Grundsicherungsniveaus nicht oder nur knapp er-
reicht. Ursächlich hierfür sind zum einen das Äquivalenzprinzip und zum 
anderen das sinkende Leistungsniveau. Das Äquivalenzprinzip beruht auf 
Leistung und Gegenleistung. Das hat zur Folge, dass bei wenigen einbe-
zahlten Beiträge oder niedrig einbezahlter Beiträge auf Grund geringen Ver-
dienstes ein Rentenanspruch unterhalb des Grundsicherungsniveaus liegt. 
Die Bereitschaft, Beiträge einzuzahlen sinkt, da der Lebensbedarf im Alter 
ohnehin nur durch eine ergänzende Fürsorgeleistung sichergestellt werden 
kann. Vor allem kann die Grundsicherung ohne Beitragsleistung bezogen 
werden.38 
 
Das Leistungsniveau sinkt unter anderem wegen der Stabilisierung des Bei-
tragssatzes in der gesetzlichen Rentenversicherung. Dadurch müssen Ar-
beitnehmer zukünftig mit einem höheren Beitragssatz rechnen und zusätz-
lich das sinkende Leistungsniveau durch private und betriebliche Altersvor-
sorge ausgleichen. Derzeit liegt der Beitragssatz bei 18,7 % und soll nach 
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 Vgl. BMAS, Bericht der Bundesregierung, Rentenversicherungsbericht 2016 gemäß § 
154 Abs. 1 und 3 SGB VI, S. 12. 
38
 Vgl. Winfried Schmähl, Warum ein Abschied von der „neuen deutschen Alterssiche-
rungspolitik“ notwendig ist, S. 17-18. 





Prognosen der Bundesregierung ab dem Jahr 2021 bis zum Jahr 2029 
schrittweise auf 21,5 % angehoben werden. Im gleichen Zeitraum soll das 
Rentenniveau von derzeit 48 % auf 44,5 % sinken. Folglich wird es zu einer 
„massiven Legitimationskrise“ in der gesetzlichen Rentenversicherung 
kommen. Gleichzeitig werden die Versorgungslücken im Alter größer, da 
sich gerade die Geringverdiener keine zusätzliche Altersvorsorge leisten 
können. Der Bezug von Grundsicherungsleistungen im Alter wird zuneh-
men.39 
 
Eine Mindestrente in der gesetzlichen Rentenversicherung könnte Abhilfe 
leisten, indem sie das Äquivalenzprinzip durchbricht und das sinkende Leis-
tungsniveau zum Teil ausgleicht. Bisher gibt es im deutschen Alterssiche-
rungssystem keine Mindestrente. Als letztes Auffangnetz bleibt lediglich die 
bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter. Daher besteht dringend Hand-
lungsbedarf in der gesetzlichen Rentenversicherung. Auch die Politik er-
kannte das Problem und entwarf Reformvorschläge, unter anderem zu ei-
ner Mindestrente. Diese Reformvorschläge und weitere Lösungsvorschläge 
von verschiedenen Akteuren werden in Kapitel 6 vorgestellt und erörtert. 
 
3.2 Die betriebliche Altersvorsorge 
Die zweite Säule der Alterssicherung ist die betriebliche Altersversorgung. 
Diese gibt es in Deutschland seit dem 19. Jahrhundert. „Eine betriebliche 
Altersversorgung liegt vor, wenn der Arbeitgeber seinen Beschäftigten Leis-
tungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung zusagt.“40 
In der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversicherte Arbeitnehmer ha-
ben seit dem Jahr 2002 einen Rechtsanspruch auf betriebliche Altersvor-
sorge durch Entgeltumwandlung. Das heißt, dass nicht pflichtversicherte 
Arbeitnehmer keinen Rechtsanspruch haben und somit keine Möglichkeit 
betrieblich fürs Alter vorzusorgen. Bei der Entgeltumwandlung wird ein Teil 
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 Vgl. IG Metall, Für ein angemessenes Leistungsniveau der gesetzlichen Rente, S. 1-2. 
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 BMAS, Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 
2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI, S. 129. 





des Bruttoentgelts vor Steuer und vor Abzug von Sozialversicherungsbei-
trägen vom Arbeitgeber in einen betrieblichen Versorgungsvertrag gezahlt. 
Bei der Betriebsrente sind fünf verschiedene Durchführungswege möglich. 
Diese sind Direktkassen, Unterstützungskassen, Direktversicherungen, 
Pensionskassen und Pensionsfonds. Dadurch können Arbeitnehmer steu-
erfrei und zum Teil sozialversicherungsfrei eine betriebliche Altersrente an-
sparen.41 Ende 2015 hatten 20,4 Millionen Menschen aktive Anwartschaf-
ten, für die im laufenden Jahr Beiträge entrichtet worden sind.42 
 
3.3 Die private Altersvorsorge 
Die dritte Säule der Alterssicherung stellt die private Altersversorgung dar. 
Die steuerlich geförderte, kapitalgedeckte Riester-Rente wurde im Jahr 
2002 eingeführt.43 Sie umfasst alle Formen der privaten Vermögensbildung, 
die der Altersabsicherung dienen. Dabei kann jeder sein individuelles Vor-
sorgepaket zusammenstellen, z.B. in Form von Sparverträgen, einer Kapi-
tallebensversicherung, eines Investmentfonds oder einer privaten Renten-
versicherung.44 Laut Angaben der Anbieter besaßen Ende Juni 2016 ca. 
16,5 Millionen Menschen einen Riester-Vertrag. Dabei entfielen ca. 11 Mil-
lionen Verträge auf die private Rentenversicherung. Sie ist somit die am 
meisten nachgefragte Vorsorgeform.45 
 
Die private und betriebliche Altersvorsorge werden im Kapitaldeckungsver-
fahren finanziert, d.h. eingehende Beiträge werden für die spätere Rente 
angelegt und jedes Jahr verzinst. Die Rentenhöhe hängt daher von der An-
zahl der eingezahlten Beiträge, der Beitragshöhe und den Zinsen ab.46 
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 Vgl. Sozialpolitik, Hintergrund Rentenversicherung, S. 3. 
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2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI, S. 131. 
43
 Vgl. BMAS, Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 
2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI, S. 138. 
44
 Vgl. Sozialpolitik, Hintergrund Rentenversicherung, S. 3. 
45
 Vgl. BMAS, Ergänzender Bericht der Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 
2016 gemäß § 154 Abs. 2 SGB VI, S. 139. 
46
 Vgl. Sozialpolitik, Hintergrund Rentenversicherung, S. 3. 





3.4 Probleme des 3-Säulen-Modells 
Vergleicht man die Leistungen der ersten Säule mit den Leistungen der 
zweiten und dritten Säule, fällt auf, dass das Gesamteinkommen im Alter zu 
74 % aus der gesetzlichen Rentenversicherung und nur zu 16 % aus der 
betrieblichen und privaten Altersvorsorge besteht. Für die geringe Inan-
spruchnahme der zweiten und dritten Säule könnten mehrere Gründe mög-
lich sein. Zum einen könnte es an einer schlechten Rentabilität oder an der 
Intransparenz liegen. 
Problematisch könnte auch die Tatsache sein, dass die private und betrieb-
liche Altersvorsorge freiwillig ist und somit einige Menschen darauf verzich-
ten. In der gesetzlichen Rentenversicherung hingegen sind alle Personen, 
die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind, „zwangsversichert“. 
Eine zusätzliche Altersvorsorge zu bedienen ist vielen Menschen zudem 
finanziell nicht möglich. Vor allem Geringverdiener haben ohnehin bereits 
nicht viel Geld zur Deckung ihrer Lebenshaltungskosten zur Verfügung. 
Auch der Gedanke, im Alter ohnehin auf Grundsicherungsleistungen ange-
wiesen zu sein, spielt eine Rolle für die geringe Inanspruchnahme. 
 
Es kann festgehalten werden, dass das Ziel einer Lebensstandardsiche-
rung aus drei Säulen für viele Menschen bisher keine Alternative darstellt. 
Die zusätzliche Altersvorsorge sollte daher attraktiver und transparenter ge-
staltet werden. 
 
Um eine Aussage treffen zu können, ob das Fürsorgeprinzip in die gesetz-
liche Rentenversicherung integriert werden kann, muss zunächst das Sys-










Die Sozialhilfe ist ein Teilbereich des Systems der sozialen Sicherung und 
zählt zu den Fürsorgeleistungen. Sie entstand auf Grund des Art. 20 Abs.1 
i.V.m Art. 1 GG, in dem der Staat die Führung eines Lebens ermöglichen 
muss, das der Würde des Menschen entspricht. Dies wurde durch das Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) vom 30.06.1961 geschaffen und ist am 
01.06.1962 in Kraft getreten. Durch das „Gesetz zur Einordnung des Sozi-
alhilferechts in das Sozialgesetzbuch“ vom 27.12.2003 wurde das Sozial-
hilferecht reformiert. Das BSHG wurde zum 01.01.2005 durch das neue 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch abgelöst. Bis heute ist die Sozialhilfe im 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch geregelt.47 
 
Im Weiteren wird auf die Grundsicherung im Alter nach dem Vierten Kapitel 
des Zwölften Sozialgesetzbuchs, als ein Teil der Sozialhilfe eingegangen. 
 
4.1 Grundsicherung im Alter 
Die Grundsicherungsleistung soll gem. § 1 S. 1 SGB XII die Führung eines 
menschenwürdigen Lebens im Alter ermöglichen. Zu einem menschenwür-
digen Leben gehört auch die Sicherung des soziokulturellen Existenzmini-
mums nach den Grundrechten aus Art. 1 Abs.1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG. 
Wer aufgrund des Alters seinen Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten 
kann, hat grundsätzlich Anspruch auf Grundsicherung im Alter als unterstes 
Netz der sozialen Sicherung. Die Grundsicherung ist keine Rentenart, son-
dern eine bedarfsorientierte Sozialleistung, die aus Steuermitteln finanziert 
wird. 
Mit dem „Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung“ (GsiG) vom 26.06.2001 ist die bedarfsorientierte 
Grundsicherung zum 01.01.2003 in Kraft getreten. Zum 01.01.2005 wurde 
das GsiG aufgehoben und in das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
als Viertes Kapitel (§§ 41 ff. SGB XII) eingeordnet.48 
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Die Anspruchsvoraussetzungen für Grundsicherung im Alter sind im § 19 
Abs. 2 i.V.m. §§ 41 ff SGB XII geregelt. 
Demnach ist anspruchsberechtigt, wer 
- die maßgebende Altersgrenze erreicht hat und 
- den notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus 
Einkommen und Vermögen sicherstellen kann (Bedürftigkeit). 
Die oben genannte Leistung wird nur auf Antrag gewährt. 
 
4.1.2 Altersgrenze 
Die Altersgrenze gem. § 41 Abs. 2 SGB XII wurde durch Artikel 7 des „RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz“ an die Regelaltersgrenze (§ 235 Abs.2 
SGB VI) der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst. Somit erreichen 
Personen, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, die Altersgrenze mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Personen, die nach dem 31. Dezem-
ber 1946 geboren sind, wird die Altersgrenze gem. § 41 Abs. 2 SGB XII 
schrittweise auf das 67. Lebensjahr angehoben. 
 
4.1.3 Bedürftigkeit 
Wie unter 4.1.1. bereits erwähnt, setzt die Grundsicherungsleistung im Alter 
Bedürftigkeit voraus. Nach § 19 Abs.2 SGB XII gelten Personen als bedürf-
tig, wenn sie ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausrei-
chend aus eigenen Kräften und Mitteln, insbesondere aus ihrem Einkom-
men und Vermögen, bestreiten können. Zum notwendigen Lebensunterhalt 
gehört alles, was eine einzelne Person zum Leben benötigt, wie z.B. Le-
bensmittel, eine Wohnung und Kosten der Unterkunft aber auch Beklei-
dung, Hausrat und andere Dinge des täglichen Lebens. 
Die Bedürftigkeitsprüfung findet in mehreren Schritten statt. Als erstes wird 
der Bedarf der Einzelperson festgestellt gem. § 42 SGB XII, dann wird ge-






wird beides miteinander verglichen. Ist der Bedarf größer als das vorhan-
dene Einkommen, wird der Differenzbetrag als Grundsicherungsleistung 
ausbezahlt. 
Grundsätzlich werden Einkommen und Vermögen auf die Grundsicherung 
angerechnet, da die Grundsicherungsleistung eine nachrangige Leistung ist 
gem. § 2 Abs.1 SGB XII. Laut § 82 SGB XII gehören alle Einkünfte in Geld 
zum Einkommen, wie z.B. Altersrenten aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Geld, das bei der Antragsstellung bereits vorhanden ist, wie z.B. 
Sparguthaben, gilt als Vermögen. 
 
4.1.4 Höhe der Regelleistungen (Bedarfssätze) 
Der Grundsicherungsbedarf umfasst nach § 42 SGB XII 
- den Regelsatz nach den Regelbedarfsstufen der Anlage zu § 28 
SGB XII, 
- zusätzliche Bedarfe nach §§ 30 ff SGB XII (Mehrbedarfe, einmalige 
Bedarfe und Beiträge für die Kranken-und Pflegeversicherung), 
- Bedarfe für Bildung und Teilhabe nach § 34 SGB XII, 
- angemessene Kosten für Unterkunft und Heizung nach § 35 SGB XII 
und 
- ergänzende Darlehen nach § 37 SGB XII. 
Bei der Bedarfsermittlung gilt der Individualitätsgrundsatz, d.h. für jede Per-
son ist ein individueller Bedarf zu ermitteln gem. § 9 Abs. 1 SGB XII. 
 








1.Januar 2015 399 € 360 € 320 € 
1.Januar 2016 404 € 364 € 324 € 
1.Januar 2017 409 € 368 € 327 € 







Regelbedarfsstufe 1: Alleinstehende oder alleinerziehende Leistungsbe-
rechtigte. 
Regelbedarfsstufe 2: Ehegatten oder Lebenspartner einer Bedarfsgemein-
schaft. 
Regelbedarfsstufe 3: sonstige erwerbsfähige Angehörige einer Bedarfsge-
meinschaft. 
Auf die Regelbedarfsstufen 4-6 wird nicht näher eingegangen. 
 




In bestimmten Lebenslagen entstehen mehr Kosten, für die ein Mehrbedarf 
gezahlt wird nach § 30 SGB XII. 
Unter bestimmte Lebenslagen zählen: 
 
- Schwerbehinderte Menschen mit Merkzeichen G,  
17 % der maßgebenden Regelbedarfsstufe. 
- Schwangerschaft,  
17 % der maßgebenden Regelbedarfsstufe. 
- Alleinerziehung, 
36 % oder 12 % der Regelbedarfsstufe.49 
- Behinderung, 
35 % der maßgebenden Regelbedarfsstufe. 
- Krankheitsbedingte kostenaufwändige Ernährung, 
in angemessener Höhe. 
- Bereitung von Warmwasser, 
2,3 % der Regelbedarfsstufe 1-3. 
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 36% der Regelbedarfsstufe 1 bei Zusammenleben mit einem Kind unter 7 oder zwei oder 
drei Kindern unter 16 Jahren oder 12% der Regelbedarfsstufe 1, wenn die Voraussetzun-






4.1.6 Angemessene Kosten für Unterkunft und Heizung 
Leistungen für die Unterkunft werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendun-
gen erbracht, soweit diese angemessen sind gem. § 35 SGB XII. 





- evtl. Umzugskosten 
- Renovierungskosten 
 
Angemessene Kosten für die Miete bestimmt das jeweils zuständige Sozi-
alamt. Jeder Stadt, Gemeinde oder Landkreis wird einer Mietstufe von 1-6 
zugeordnet. Jedes Sozialamt muss eigene Richtwerte für Mietobergrenzen 
anhand der Höhe der tatsächlichen Mietkosten einer Stadt oder Gemeinde 
festlegen. In Städten, in denen es einen Mietpreisspiegel gibt, kann dieser 
als Maßstab benutzt werden.50 
 
Abbildung 6: Mietobergrenzen gem. § 12 Wohngeldgesetz 
Mietenstufe 
in EURO  
1 2 3 4 5 6 
Größe des Haushalts 
1 Person 312 351 390 434 482 522 
2 Personen 378 425 473 526 584 633 
3 Personen 450 506 563 626 695 753 
4 Personen 525 591 656 730 811 879 
5 Personen 600 675 750 834 927 1.004 
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71 81 91 101 111 126 
Quelle: § 12 Wohngeldgesetz. 
 
Beispielsweise wurde der Stadt Ludwigsburg Mietstufe 551 zugeordnet. Das 
bedeutet, dass für eine in der Stadt Ludwigsburg wohnhafte Einzelperson, 
die Mietobergrenze gem. § 12 Wohngeldgesetz bei 482 € liegt. 
 
4.1.7 Legitimationsproblem der Grundsicherung im Alter 
Eine Ursache des Legitimationsproblems der Grundsicherung im Alter ist, 
die vollständige Anrechnung von Einkommen aus privater, betrieblicher und 
gesetzlicher Altersvorsorge. Durch die Anrechnung wird der Auszahlungs-
betrag geschmälert und somit der Anreiz begrenzt, selbst Vorsorge zu be-
treiben. Vor allem bei Geringverdienern, die damit rechnen, auf Grundsi-
cherungsleistungen angewiesen zu sein, herrscht ein geringer Anreiz. Im 
Alter erhalten sie mit oder ohne zusätzliche Vorsorge denselben Auszah-
lungsbetrag durch die Anrechnung. Sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungen werden für den genannten Personenkreis auch immer unattrakti-
ver, da sie die Rentenversicherungsbeiträge als unnötige Ausgaben anse-
hen.52 
 
Die Einführung eines Freibetrages, auf Grund dessen Einkommen aus einer 
Zusatzversorgung bis zu einem bestimmten Betrag auf die monatliche 
Grundsicherung nicht mehr angerechnet wird, könnte Abhilfe leisten.53 Dies 
ist jedoch nicht Bestandteil dieser Arbeit. 
 
                                            
51
 Vgl. Mietstufen in Baden-Württemberg 2017, S. 6. 
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 Vgl. Mandler, Änderungen an der Grundsicherung im Alter statt unsystematischer Ren-
tenkonzepte, S.822-823. 
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4.2.1 Durchschnittliche Zahlbeträge für Grundsicherung im Alter 
Der durchschnittliche Zahlbetrag von Grundsicherungsleistungen setzt sich 
aus dem Regelbedarf und den durchschnittlichen Kosten der Unterkunft zu-
sammen. Während der Regelbedarf exakt bestimmt werden kann, muss bei 
den Kosten der Unterkunft mit Durchschnittswerten gerechnet werden, 
denn die anerkannten Kosten variieren erheblich nach Regionen und Bun-
desländern.54 
Der Regelbedarf für Regelbedarfsstufe 1 beträgt ab dem 01.01.2016 404 € 
und die durchschnittlich anerkannten Kosten für die Unterkunft zum 
31.12.2015 331 €.55 Somit betrug die durchschnittliche Grundsiche-
rungsleistung für Alleinstehende im Jahr 2016 735 € ohne Berücksichti-
gung von Mehrbedarfe und Anrechnung von Einkommen. 
 
Hinzu kommen die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung, die vom 
Grundsicherungsamt für den Versicherten übernommen werden gem. § 32 
SGB XII. 
 
1. Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 2016 insg.: 
7,3 % + 1,1 %56 + 2,35 %57 = 10,75 % 
2. Ermittlung der fiktiven Grundsicherungsleistung (brutto): 
735 / (1 – 0,1075) = 823,53 € 
3. Höhe der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung: 
823,53 € x 10,75 % = 88,53 €, gerundet ca. 89 € 
4. Grundsicherungsleistung für Alleinstehende 2016 (brutto): 
735 € + 89 € = 824 € 
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 Vgl. Sozialpolitik aktuell, Durchschnittlicher Grundsicherungsbedarf, S. 3. 
55
 Vgl. Statistisches Bundesamt, Durchschnittlich anerkannte Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung, S. 1. 
56
 Der durchschnittliche Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung beträgt 2016 1,1 %. 
57
 Wenn keine Elterneigenschaft vorliegt, erhöht sich der Beitragssatz zur Pflegeversiche-






Die durchschnittliche Grundsicherungsleistung für Alleinstehende beträgt 
2016 somit 824 € brutto und 735 € netto. Die Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung werden vom Grundsicherungsamt an die Krankenkasse 
als Einzugsstelle überwiesen. Der Versicherte erhält einen Auszahlungsbe-
trag in Höhe von 735 €. Es handelt sich um eine vereinfachte Berechnung, 
um im Nachfolgenden mit einheitlichen Beträgen rechnen zu können. 
 
Nun wurde der durchschnittliche Zahlbetrag für die Grundsicherung im Alter 
berechnet. Es wäre interessant zu wissen, wie viele Menschen Altersgrund-
sicherung beziehen und wie sich die Zahl der Empfänger entwickelte. Daher 
wird unter Punkt 4.2.2 die Inanspruchnahme von Grundsicherung im Alter 
dargelegt. 
 
4.2.2 Inanspruchnahme von Grundsicherung im Alter 
Abbildung 7: Inanspruchnahme von Altersgrundsicherung58 





Quelle: Sozialpolitik aktuell, Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung 2003-2015. 
 
Seit der Eingliederung in das Zwölfte Sozialgesetzbuch im Jahr 2005 steigt 
die Anzahl der Bezieher von Altersgrundsicherung kontinuierlich. Im Jahr 
2005 bezogen 342.855 Menschen Leistungen der Grundsicherung im Alter 
- im Vergleich zu 2015 sind es 535.924. Somit handelt es sich um eine Dif-
ferenz von 193.069 Leistungsbeziehern innerhalb von 10 Jahren, Tendenz 
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 Berücksichtigt wurden Bezieher, die die Regelaltersgrenze erreicht haben und älter. 
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steigend. Die Zahlen verdeutlichen, dass immer weniger Menschen allein 
von der gesetzlichen Rente leben können. Vergleicht man die Grundsiche-
rungsempfänger mit der jeweiligen Gesamtbevölkerung erhält man die 
Grundsicherungsquote. Im Jahr 2015 betrug die Grundsicherungsquote 3,0 
%, d.h. 3,0 % aller Menschen erhielten Leistungen der Grundsicherung im 
Alter. Die Grundsicherungsquote ist zwar noch recht niedrig, wird allerdings 
in den kommenden Jahren steigen. Ursächlich ist vor allem die Senkung 
des Rentenniveaus in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
 
4.2.3 Nichtinanspruchnahme von Grundsicherung im Alter 
Über die Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen, trotz vor-
liegender Bedürftigkeit nach dem SGB XII, gibt es keine amtlichen Statisti-
ken. 
Die Verteilungsforscherin Irene Becker hat auf Grund von Daten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) für das Jahr 2007 verdeckte Armut unter-
sucht. Verdeckte Armut bedeutet die Nichtinanspruchnahme von Grundsi-
cherungsleistungen. Aus den Zahlen der repräsentativen Befragung ergibt 
sich, dass von gut einer Million Menschen ab 65 Jahren, denen damals 
Grundsicherung zustand, nur 340.000 Personen tatsächlich Leistungen be-
zogen. Das heißt, dass von allen Personen, die Anspruch auf Grundsiche-
rungsleistungen hätten, 734.000 die Leistungen nicht in Anspruch nahmen. 
Dies entspricht einer Quote von 68%. 
Frau Becker ist sich sicher, dass dieses Ergebnis die Realität gut widerspie-
gelt. Falls Verzerrungen vorliegen, würde die verdeckte Armut eher unter-
schätzt werden, da Menschen häufig vor der Teilnahme an Befragungen 
absehen und Personen mit Grundsicherungsansprüchen von unter 30 € im 
Monat nicht berücksichtigt wurden.60 
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4.2.4 Ursachen für die Nichtinanspruchnahme 
Die Nichtinanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen im Alter trotz 
Bedürftigkeit kann mehrere Ursachen haben. 
Die Hauptursache liegt vermutlich darin, dass durch die Anrechnung von 
Einkommen nur ein sehr geringer Differenzbetrag übrigbleibt. In Abwägung 
zwischen dem Aufwand und dem geringen Auszahlungsbetrag entscheiden 
sich viele gegen eine Antragstellung.61 Vor allem müssen die gesamten Ver-
mögensverhältnisse dargelegt werden, z.B. Kontoauszüge und Sparbü-
cher. 
Grundsicherungsleistungen werden grundsätzlich für einen Zeitraum von 
12 Kalendermonaten gewährt. Danach ist ein Überprüfungsantrag notwen-
dig, mit Kontoauszügen der letzten drei Monate. Dieser Aufwand ist vielen 
älteren Menschen zu anstrengend. 
Eine andere Ursache liegt vermutlich darin, dass viele ältere Menschen 
Angst vor Behörden und vor sozialer Kontrolle haben, weil sie auf Grund zu 
hoher Kosten für ihre Wohnung befürchten zu einem Wohnungswechsel 
gezwungen zu werden. Gefühle von Scham und Minderwertigkeit spielen 
dabei auch eine große Rolle. Sie schämen sich vor ihren Verwandten und 
Freunden für den Bezug von Grundsicherungsleistungen.62 
Die Nichtinanspruchnahme aufgrund fehlender Kenntnis, dürfte immer sel-
tener vorkommen, da die Träger der Rentenversicherung Personen, die die 
Regelaltersgrenze erreicht haben, über die Leistungsvoraussetzungen der 
Grundsicherung im Alter beraten und informieren müssen. Liegt eine Rente 
unter dem 27fachen des aktuellen Rentenwertes, ist dem Rentenbescheid 
ein Antragsformular beigefügt.63 Das 27fache des aktuellen Rentenwertes 
beträgt momentan 822,15 €.64 Daher müssten zumindest Rentenbezieher 
Kenntnis über einen möglichen Anspruch haben. 
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 Vgl. Irene Becker, Die Grundsicherung: Seit 2003 das unterste Auffangnetz im Alter und 
bei Invalidität, in DRV Zeitschriften Heft 02/2013, S.131. 
62
 Vgl. Irene Becker, Die Grundsicherung: Seit 2003 das unterste Auffangnetz im Alter und 
bei Invalidität, in DRV Zeitschriften Heft 02/2013, S.132. 
63
 Vgl. § 109a SGB VI, Hilfen in Angelegenheiten der Grundsicherung. 
64
 Der aktuelle Rentenwert West beträgt seit 01.07.2016 30,45 € gem. § 68 SGB VI i.V.m. 






4.3 Zusammenhang zwischen gesetzlicher Rente und 
Grundsicherung im Alter 
Die gesetzliche Rente und die Grundsicherungsleistung hängen eng mitei-
nander zusammen, denn falls die Rente zum Leben nicht ausreicht, wird sie 
durch die Grundsicherung aufgestockt. Daher haben die Rentenreformen 
erhebliche Auswirkungen auf die Grundsicherung. Sinkt das Rentenniveau, 
fällt der Rentenzahlbetrag niedriger aus, da Beitragszeiten bei der Renten-
berechnung geringer bewertet werden und der Aufstockungsbetrag der 
Grundsicherung fällt dementsprechend höher aus. 
 
Das Grundsicherungsniveau steigt derzeit stärker als das Rentenniveau in 
den alten Bundesländern.65 Das liegt an den eingebauten Dämpfungsfakto-
ren in der Rentenanpassungsformel. 
Die Rentenanpassung erfolgt jährlich zum 01.07. durch die Rentenanpas-
sungsformel. Diese ist festgeschrieben und orientiert sich an der Entwick-
lung der Bruttolöhne aus dem vergangenen Jahr in Deutschland. Zusätzlich 
wurden Dämpfungsfaktoren, wie z.B. der Riesterfaktor und der Nachhaltig-
keitsfaktor eingebaut.66 Die Regelsätze der Grundsicherung werden jährlich 
überprüft und zum 01.01. eines Jahres anhand der Preis- und Entgeltent-
wicklung fortgeschrieben. 
 
Der durchschnittliche Rentenzahlbetrag der gesetzlichen Altersrenten in 
Deutschland betrug am 31.12.2015 insgesamt 810 €. Die durchschnittliche 
Grundsicherungsleistung 2016 betrug 735 €. Daran ist erkennbar, dass die 
gesetzliche Altersrente das Grundsicherungsniveau häufig nicht erreicht. 
Vor allem wurden bei der Berechnung der Grundsicherung Mehrbedarfe 
nicht berücksichtigt. 
 
Nun stellt sich die Frage, wie viele Beitragsjahre benötigt werden, um eine 
Bruttorente in Höhe des Grundsicherungsniveaus von 824 € zu erhalten. 
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 Vgl. Eggen, Zum Verhältnis von gesetzlicher Rente und Grundsicherung, S.10. 
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Berechnet werden die Beitragsjahre, die für eine Bruttorente in Höhe des 
Grundsicherungsniveaus erforderlich sind, indem das Grundsicherungsni-
veau brutto von 824 € durch das Ergebnis aus aktueller Rentenwert67 mul-
tipliziert mit der Entgeltposition, geteilt wird. 
 
Abbildung 8: Überschneidung von Grundsicherungsbedarf und Brut-
torente68 nach Entgeltposition und Beitragsjahren 
Entgeltposition69 
Nettorentenniveau 
vor Steuern 2016 
Zahl der erforderlichen 
Beitragsjahre 
100% 48% 27,1 
70% 48% 38,7 
50% 48% 54,1 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Die Tabelle zeigt auf, dass bei einem Durchschnittsverdienst im Jahr 2016 
27,1 Beitragsjahre erforderlich sind, um eine Bruttorente in Höhe des 
Grundsicherungsniveaus zu erhalten. Verdient eine Person die Hälfte des 
Durchschnittsverdiensts also 50 %, werden 54,1 Beitragsjahre benötigt, um 
auf eine Bruttorente von 824 € zu kommen. 54 Beitragsjahre zu erreichen 
ist unwahrscheinlich. Die Berechnungen verdeutlichen, dass Versicherte 
immer mehr Beitragsjahre oder einen überdurchschnittlichen Verdienst auf-
bringen müssen, um eine hohe Rente zu erhalten. Vor allem durch die Ab-
senkung des Rentenniveaus werden im Zeitverlauf immer mehr Beitrags-
jahre erforderlich sein. 
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 Der aktuelle Rentenwert beträgt seit dem 01.07.2016 in den alten Bundesländern 30,45 
€ gem. § 68 SGB VI i.V.m. Tabelle VII der Sozialversicherungswerte, Anhang 4/11. 
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 Es wird von einem Zugangsfaktor und einem Rentenartfaktor von jeweils 1,0 für Renten 
wegen Alters ausgegangen. 
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 Maßgebend ist das vorläufige Durchschnittsentgelt 2016 in Höhe von 36.267 € gem. 






Interessant ist, wie viele Versicherungsjahre und Entgeltpunkte durch-
schnittlich einer Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland zugrunde liegen. 
 
Abbildung 9: Durchschnittliche Versicherungsjahre und Entgelt-














37,2 0,8650 32,1780 
Männer 42,1 0,9950 41,8895 
Frauen 32,8 0,7500 24,6000 
Quelle: DRV Bund, Rentenversicherung in Zeitreihen, 2016, S. 131 ff. 
 
Laut der Tabelle haben Versicherte insgesamt im Durchschnitt 37,2 Versi-
cherungsjahre und erlangen pro Jahr 0,8650 EP. Das bedeutet, dass einer 
Altersrente mit 37,2 Versicherungsjahren durchschnittlich 32,1780 EP zu-
grunde liegt. Nach den obigen Berechnungen benötigt ein Versicherter ei-
nen Durchschnittsverdienst von mind. 27,1 Beitragsjahre im Jahr 2016, um 
eine Rente in Höhe des Grundsicherungsniveaus zu erhalten. Wenn man 
nun die durchschnittlichen Versicherungsjahre und Entgeltpunkte im Jahr 
2015 betrachtet wird deutlich, dass es momentan zwar ca. 10 Versiche-
rungsjahre mehr sind, aber in den Versicherungsjahren sind alle renten-
rechtlichen Zeiten enthalten und in den Beitragsjahren nur reine Beiträge. 
Viele Versicherte kommen nicht auf 27,1 Jahre durch reine Beitragszeiten, 
vor allem Frauen sind hiervon betroffen. Zudem erhalten sie durchschnitt-
lich 0,8650 EP pro Jahr. Bei einem Durchschnittsverdienst im Jahr erhält 
ein Versicherter 1,0 EP. 
  





5 Ergebnis der Forschungsfrage 
Nachdem beide Systeme vorgestellt und erläutert wurden, kann nun die 
Forschungsfrage beantwortet werden, ob das Fürsorgeprinzip der Grundsi-
cherung in das System der gesetzlichen Rentenversicherung integriert wer-
den kann. Wie unter Punkt 4.3 bereits erwähnt, sind beide Systeme eng 
miteinander verbunden. Liegt die Rente unter dem 27fachen des aktuellen 
Rentenwertes, wird sie auf Antrag durch das Sozialamt aufgestockt. Ren-
tenreformen haben dabei erhebliche Auswirkung auf die Grundsicherung. 
Durch bspw. der Absenkung des Rentenniveaus fällt der Rentenzahlbetrag 
geringer aus und die Grundsicherungsleistung dementsprechend höher 
aus. Natürlich ist es auch umgekehrt möglich. Steigt z.B. der aktuelle Ren-
tenwert, steigt der Rentenzahlbetrag und die Grundsicherungsleistung 
sinkt. Die beiden Leistungen stehen also im Gleichgewicht. Durch den en-
gen Zusammenhang wäre eine Integration grundsätzlich möglich. Vor allem 
kommt es dadurch kaum mehr zu verdeckter Altersarmut, da von Amts we-
gen geprüft wird, ob grundsätzlich ein Anspruch auf aufstockende Grundsi-
cherung besteht. 
Auch rechtlich wäre die Integration grundsätzlich möglich. Das Sozialstaats-
prinzip der BRD ist im Grundgesetz in den Art. 20 und Art. 28 geregelt. Es 
wurde nur festgelegt, dass eine menschenwürdige Existenz nach Art. 1 Abs. 
1 GG für alle Bürger gesichert werden muss, aber nicht in welcher Art und 
Weise. Das bedeutet, dass die Ausgestaltung des Sozialstaates dem Ge-
setzgeber überlassen wurde.70 Daher könnte er grundsätzlich das Fürsor-
geprinzip in die gesetzliche Rentenversicherung integrieren. 
Eine große Hürde stellt jedoch das Äquivalenzprinzip dar. Es hat einen kon-
stitutiven Charakter und soll als Grundprinzip der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erhalten bleiben. Bei einer Abkehr würde sich das bestehende 
System radikal ändern. Daher wurde bei der Einführung der Grundsiche-
rung zum 01.01.2003 und bei der Einordnung zum 01.01.2005 in das 
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Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch das Fürsorgeprinzip nicht integriert, son-
dern eigenständig geregelt. Das Äquivalenzprinzip kann aber auch negative 
Folgen für die Versicherten haben. Vor allem, wenn Versicherte trotz lang-
jähriger Beitragszahlung einen Rentenanspruch oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus nur knapp oder nicht erreichen. Wie unter Punkt 3.1.4 erläu-
tert, führt es zudem immer mehr zu einem Legitimationsproblem der gesetz-
lichen Rentenversicherung. Da die negativen Seiten des Äquivalenzprinzips 
in Zukunft immer ausgeprägter werden, ist es an der Zeit etwas zu ändern. 
Durch den sozialen Ausgleich in der gesetzlichen Rentenversicherung 
wurde bereits ein Teil des Fürsorgeprinzips integriert und somit das Grund-
prinzip zum Teil durchbrochen. Bei der Einführung einer Mindestrente 
würde der Bereich des sozialen Ausgleichs vergrößert werden, dennoch 
würde das Äquivalenzprinzip zum Teil noch bestehen bleiben. Die aktuellen 
Politiker sehen dies ähnlich und werben mit verschiedenen Mindestrenten-
modellen. Diese sollten jedoch mit Vorsicht betrachtet werden, da dieses 
Jahr die Bundestagswahl stattfindet und die Rente gerne als Wahl-
kampfthema missbraucht wird. 
 
Es gibt/gab aber auch Kritiker, die gegen die Integration sind/waren, wie 
z.B. Wilfrid Schreiber71. Er strebte ein Rentenversicherungssystem an, das 
sich selbst trägt. „Es ist […] sinnlos, dem Steuerzahler zunächst Einkom-
mensteile in Form von Steuern abzunehmen und sie ihm dann mit der Geste 
des Wohltäters zurückzugeben. Machen wir Schluss mit diesem Gaukel-
spiel […]!“72 
Dieser Gedanke wurde ignoriert und es wurden von Jahr zu Jahr immer 
mehr Bundeszuschüsse in die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt. 
Heute wäre die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung ohne 
Bundeszuschüsse unmöglich. 
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 Er war ein deutscher Wirtschaftstheoretiker und gilt als „Vater der dynamischen Rente“. 
72
 Grand Tourisme – Worldwide, Alterssicherung. Eine Herzensangelegenheit, S. 1. 





Auch Dr. Kaltenstein73 ist gegen die Einführung einer „bedürftigkeitsorien-
tierten Grundsicherungsrente“ im Rahmen des vorleistungsbezogenen Sys-
tems der gesetzlichen Rentenversicherung. „Ein solches Mischgebilde aus 
Versicherungs- und Fürsorgeleistung führe zu gleichheitswidrigen System-
brüchen. Zudem setzten derartige „Mindestrentenmodelle“ nicht auf Erträge 
durch versicherte Arbeit und auf die damit verbundene Altersvorsorge durch 
Versicherung“.74 Durch den sozialen Ausgleich in der gesetzlichen Renten-
versicherung wurde das System zum Teil schon durchbrochen. Außerdem 
würde bei der Einführung einer Mindestrente das Äquivalenzprinzip zum 
Teil bestehen bleiben, da zuerst eine Rente aus Beiträgen errechnet wird 
und danach evtl. aufgestockt wird. 
 
Da das Fürsorgeprinzip der Grundsicherung in das System der gesetzlichen 
Rentenversicherung grundsätzlich integriert werden kann, werden im 
nächsten Kapitel Möglichkeiten erörtert, wie das Fürsorgeprinzip integriert 
werden kann. 
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 Richter am Bundessozialgericht. 
74
 Schmidt, Wohin steuert die Altersvorsorge?, S. 3. 





6 Möglichkeiten zur Integration 
Um die zukünftige Absicherung von Geringverdienern gegen Altersarmut zu 
stärken und den Bezug von Grundsicherungsleistungen zu vermeiden, 
muss sich die Politik Gedanken machen, wie dies innerhalb des Systems 
der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgen soll. Vor allem, weil die ge-
setzliche Rentenversicherung ein bewährtes System mit hoher Akzeptanz 
ist. Durch die starke Betonung des Äquivalenzprinzips im deutschen Alters-
sicherungssystem, gibt es bisher keine Mindestrenten, sondern als letztes 
Auffangnetz nur die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter. Die Politik 
möchte zwar die Vorleistungsbezogenheit durch eine relativ enge Beitrags-
Leistungs-Beziehung in der gesetzlichen Rentenversicherung beibehalten, 
dies gerät jedoch in Konflikt mit der eingeleiteten Rentenniveausenkung.75 
 
Ziel der Integration des Fürsorgeprinzips in die gesetzliche Rentenversiche-
rung ist es, Altersarmut und den Bezug von Grundsicherungsleistungen im 
Alter zu vermeiden. 
 
Es wird grundsätzlich zwischen systemändernden und systemmodifizieren-
den Reformvorschlägen unterschieden. Dabei zielen systemändernde Vor-
schläge auf eine Umgestaltung des gesamten Alterssicherungssystems in 
Deutschland ab, während systemmodifizierende Reformvorschläge Korrek-
turen am bestehenden Alterssicherungssystem vorsehen.76 
Bei der Integration des Fürsorgeprinzips in die gesetzliche Rentenversiche-
rung handelt es sich um systemmodifizierende Vorschläge im Rahmen der 
gesetzlichen Rentenversicherung. 
 
Die Möglichkeiten werden im Folgenden näher betrachtet und kritisch be-
wertet. Auf die Finanzierung wird nicht eingegangen. 
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 Vgl. Winfried Schmähl, Warum ein Abschied von der „neuen deutschen Alterssiche-
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Bei einer Mindestrente handelt es sich um ein „steuerfinanziertes Grundsi-
cherungsmodell“77. Unterschreitet die gesetzliche Rente das Grundsiche-
rungsniveau, wird sie mit Steuermitteln aufgestockt. Die eigene Rente stellt 
dabei eine Basisabsicherung dar und die Mindestrente eine ergänzende 
steuerfinanzierte Zusatzleistung. 
 
Durch die Einführung einer Mindestrente könnte die verdeckte Armut be-
kämpft werden: sobald die Rente das Grundsicherungsniveau unterschrei-
tet, würde sie von Amts wegen aufgestockt werden. Folglich könnte die Zahl 
der Behördengänge minimiert werden, da Versicherte keinen Antrag auf 
Grundsicherung im Alter mehr stellen müssten. 
Es gibt einige Modelle/Vorschläge von Parteien und Akteure zu einer Min-
destrente, die im Folgenden vorgestellt werden. 
 
6.1.1 Die Garantierente 
Die Partei Bündnis 90/Die Grünen fordern eine sogenannte Garantierente, 
die in die gesetzliche Rentenversicherung integriert werden soll. Ziel dieser 
Rente ist es nicht nur, Altersarmut zu vermeiden, sondern auch den Bezug 
von Grundsicherung im Alter. Außerdem soll das Ansehen der Rentenver-
sicherung wieder gestärkt werden. 
 
Versicherte, die mindestens 30 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten aufwei-
sen, sollen 30 Entgeltpunkte erhalten. Der Rentenversicherungsträger soll 
die Rente also so aufstocken, dass ihr 30 Entgeltpunkte zugrunde liegen. 
Die Garantierente soll zunächst nur für Neurentner ausgezahlt werden. 
 
Einzige Voraussetzung für die Garantierente sind mindestens 30 Jahre ren-
tenrechtlichen Zeiten. Nach § 54 Abs. 1 Nr. 1-3 SGB VI zählen zu den ren-
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tenrechtlichen Zeiten Beitragszeiten, beitragsfreie Zeiten und Berücksichti-
gungszeiten wegen Pflege und Kindererziehung. Bei der Anrechnung von 
Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung gibt es jedoch Einschrän-
kungen. Sie sollen nur für Geburten vor dem Eintreten des Rechtsan-
spruchs auf eine U3-Kinderbetreuung berücksichtigt werden. 
 
Der Rentenversicherungsträger soll auf Antrag alle sonstigen Altersein-
künfte überprüfen, da es eine Einkommensanrechnung geben wird. Es wer-
den alle zusätzlichen Renten aus der ersten, zweiten und dritten Säule an-
gerechnet. Jedoch bleibt dem Versicherten einen Selbstbehalt von 20 % 
aus der betrieblichen und privaten Altersvorsorge. Das vorhandene Vermö-
gen bleibt dabei unbeachtet. Folglich würden weitere Alterseinkünfte aus 
der ersten Säule, wie z.B. die Beamtenversorgung voll angerechnet wer-
den.78 
 
Die Garantierente würde einen großen Personenkreis einschließen, da die 
meisten Versicherten auf 30 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten kommen. 
Wie unter 4.3 Abbildung 9 dargestellt, haben Versicherte im Durchschnitt 
32,7 Versicherungsjahre zurückgelegt. Beispielsweise durch die Anrech-
nung von Arbeitslosengeld II-Zeiten vergrößert sich der anspruchsberech-
tigte Personenkreis. Lediglich Selbständige ohne Beitragszahlung würden 
nicht von der Garantierente profitieren. Vor allem aber sollen Frauen von 
dieser Rente profitieren. Fraglich ist, ob Frauen die Voraussetzung von 30 
Versicherungsjahren erfüllen können. Es sollen nämlich nur Berücksichti-
gungszeiten wegen Kindererziehung bei Geburten vor dem Eintreten des 
Rechtsanspruchs auf eine U3-Kinderbetreuung berücksichtigt werden. Seit 
dem 01.08.2013 besteht ein Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung für unter 
3-Jährige Kinder.79 D.h. für Geburten ab 01.08.2013 werden Berücksichti-
gungszeiten wegen Kindererziehung nicht mehr angerechnet - dies macht 
10 Jahre rentenrechtliche Zeit aus. 
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Eine Altersrente aus 30 Entgeltpunkten beträgt momentan 913,50 € brutto 
- folglich würden Versicherte ohne zusätzliche Alterseinkünfte durch die Ga-
rantierente eine Bruttorente von 913,50 € erhalten. Verglichen mit dem mo-
mentanen Grundsicherungsniveau i.H.v. 824 € brutto wäre die Rente um 
89,50 € höher. Versicherte, die die Voraussetzungen für die Rente erfüllen, 
wären daher nicht auf Grundsicherungsleistungen angewiesen. Jedoch 
sind bei dem Grundsicherungsniveau keine Mehrbedarfe und Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung berücksichtigt. 
 
Das Ziel der Garantierente, Altersarmut und Bezug von Grundsicherungs-
leistungen zu vermeiden, wäre für den anspruchsberechtigten Personen-
kreis erfüllt. Der Anreiz, zusätzlich privat und betrieblich vorzusorgen, geht 
aber eher zurück, da 80 % davon angerechnet werden. Der Zahlbetrag der 
Rente würde sich folglich nur um 20 % aus der zusätzlichen Altersvorsorge 
erhöhen. 
 
6.1.2 Die gesetzliche Solidarrente 
Die gesetzliche Solidarrente löst die im aktuellen Koalitionsvertrag von 
CDU/CSU und SPD vereinbarte solidarische Lebensleistungsrente ab. Die 
Zugangsvoraussetzungen wurden vereinfacht, um einen größeren Perso-
nenkreis miteinzuschließen. Bis wann sie in Kraft treten soll, steht noch 
nicht fest. 
Das Alterseinkommen muss die Lebensleistung widerspiegeln, dies soll mit 
Hilfe der gesetzlichen Solidarrente erfolgen. Ziel ist auch hier, Altersarmut 
und den Bezug von Grundsicherungsleistungen im Alter zu vermeiden. 
Die Solidarrente soll greifen, wenn trotz langjähriger Beschäftigung eine 
Rente unter dem Grundsicherungsniveau droht, indem sie ein Altersein-
kommen in Höhe von 10 % über dem regionalen durchschnittlichen Brutto-
bedarf bei der Grundsicherung im Alter gewährleistet. Dadurch würden 
Rentner in Ballungsgebieten mit höheren Unterkunftskosten nicht benach-
teiligt werden. 





Voraussetzung für die gesetzliche Solidarrente sind mindestens 35 Jahre 
mit Beitragszeiten. Nach § 55 Abs. 1 SGB VI zählen zu den Beitragszeiten 
Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge. Zusätzlich werden Berücksichti-
gungszeiten wegen Erziehung und Pflege, sowie Zeiten kurzer Arbeitslosig-
keit angerechnet. Genauere Angaben zur Anrechnung von rentenrechtli-
chen Zeiten, z.B. welche Zeiten der Arbeitslosigkeit angerechnet werden 
und was unter „kurze“ Arbeitslosigkeit verstanden wird, werden nicht defi-
niert. Sinnvoll wäre es, Zeiten der Arbeitslosigkeit mit Entrichtung von Bei-
trägen auf Grund Versicherungspflicht zur Rentenversicherung anzurech-
nen, da grundsätzlich 35 Jahre mit Beitragszeiten gefordert werden. Außer-
dem sollen Personen mit langjähriger Beschäftigung von der Regelung pro-
fitieren und nicht Personen, die mittels Anrechnungszeiten wegen Arbeits-
losigkeit die 35 Jahre erfüllen. Ab dem Jahr 2023 werden 40 Jahre Beitrags- 
und Berücksichtigungszeiten anstelle von 35 Jahren gefordert. 
 
Außerdem soll der Anspruch auf Solidarrente mittelfristig an eine Mindest-
zahl an Entgeltpunkten, sowie an die geleistete Wochenarbeitszeit gekop-
pelt werden. Die Arbeits- und Sozialministerin Andrea Nahles schlägt vor, 
dass der Arbeitgeber in Zukunft dem Rentenversicherungsträger die Wo-
chenarbeitszeit meldet, um zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigung unter-
scheiden zu können. Dies hätte jedoch zur Folge, dass vor allem Frauen, 
die wegen der Kinderbetreuung nur teilzeitbeschäftigt waren, keinen An-
spruch auf Solidarrente hätten. 
 
Zudem soll eine Einkommensanrechnung unter Berücksichtigung von Frei-
beträgen für zusätzliche Altersvorsorge oder Nebentätigkeiten durch den 
Rentenversicherungsträger erfolgen. Der Freibetrag soll bei einem Partner-
einkommen max. das 1,5fache der Pfändungsgrenze (derzeit etwa 1600 € 
monatlich) betragen. Dabei soll nur eine vereinfachte Einkommensprüfung 
und keine jährliche Bedürftigkeitsprüfung wie bei der Grundsicherung vor-
genommen werden. Das heißt, dass zu Beginn der Solidarrente einmalig 
das anzurechnende Einkommen festgestellt wird und dann für die gesamte 





Bezugszeit gilt, sofern es keine erheblichen Einkommensveränderungen 
gibt. Dadurch ist die Einkommensanrechnung vom Rentenversicherungs-
träger leichter durchzuführen und mehr Versicherte profitieren von der Re-
gelung.80 
 
Wie groß der profitierende Personenkreis sein wird, steht nicht genau fest. 
Die Solidarrente soll aber vor allem eine Anerkennung für die Lebensleis-
tung von Geringverdienern sein, da selbst ein Gehalt auf Mindestlohnniveau 
über 45 Jahre nur knapp für eine Rente oberhalb des Grundsicherungsni-
veaus ausreicht. Die Voraussetzung von 35 Beitragsjahren dürfte für Män-
ner kein Problem darstellen, da sie durchschnittlich 42,1 Versicherungs-
jahre aufweisen. Bei Frauen wird es problematischer, da sie im Durchschnitt 
auf 32,8 Versicherungsjahre kommen.81 Vorteilhaft gegenüber der Garan-
tierente ist, dass Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung ange-
rechnet werden sollen. Dies kommt vor allem Frauen zugute. Wenn ab dem 
Jahr 2023 40 Beitragsjahre gefordert werden, haben kaum Versicherte 
mehr Anspruch auf diese Rente, da sie entweder die geforderten Beitrags-
jahre nicht erreichen oder eine Rente weit oberhalb des Grundsicherungs-
niveaus erhalten. Auch hier würden Selbständige ohne Beitragszahlung 
und Langzeitarbeitslose nicht von der gesetzlichen Solidarrente profitieren. 
 
Die Aufwertung der Rente erfolgt, wenn das Alterseinkommen eines Be-
schäftigten geringer als 10 % des durchschnittlichen regionalen Grundsi-
cherungsbedarfs ist. Nimmt man das durchschnittliche Grundsicherungsni-
veau in Höhe von 735 € als Rechengrundlage, würde durch die Solidarrente 
eine Rentenhöhe von 808,50 € gewährleistet werden. Das bedeutet, dass 
die eigene Rente durch die Solidarrente auf einen Wert von 808,50 € auf-
gestockt werden würde, falls sie unter diesem Betrag liegt. Dadurch ist ge-
währleistet, dass die Rente nicht unter das Grundsicherungsniveau gelan-
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gen kann und sie wird jährlich mit der Regelsatzänderung der Grundsiche-
rung angepasst. Somit müssten Versicherte auch keinen Antrag auf Grund-
sicherungsleistungen mehr stellen, sondern lediglich einen Rentenantrag. 
 
Das Ziel, langjährige Geringverdiener eine Rente oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus zu gewähren, würde durch die gesetzliche Solidarrente erfüllt 
werden. Die Anspruchsvoraussetzungen können von der Mehrzahl der Ver-
sicherten erfüllt werden und es sollen auch nur langjährig Beschäftigte be-
sonders entlohnt werden. Ab 2023 ist die Hürde mit 40 Beitragsjahren zu 
hoch angesetzt und nur wenige Personen werden noch von der aufstocken-
den Rente profitieren. Ganz kann der Grundsicherungsbezug somit nicht 
vermieden werden und damit Altersarmut nicht bekämpft werden. 
 
6.2 Fortführung der Rente nach Mindestentgeltpunkte 
Die Regelung der Mindestentgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt (sog. 
Rente nach Mindestentgeltpunkten) wurde mit dem Rentenreformgesetz 
1992 eingeführt und löste die Rente nach Mindesteinkommen ab.82 Ziel war 
es für bestimmte Personenkreise, wie Geringverdiener und Frauen, einen 
Ausgleich zu schaffen, da sie in der Regel weniger verdienten als die übri-
gen Versicherten. 
 
Nach § 262 Abs. 1 SGB VI müssen mindestens 35 Jahre mit rentenrechtli-
chen Zeiten vorhanden sein und ergibt sich aus den Kalendermonaten mit 
vollwertigen Pflichtbeiträgen ein Durchschnittswert von weniger als 0,0625 
Entgeltpunkten, wird die Summe der Entgeltpunkte für vollwertige Pflicht-
beiträge vor 1992 um das 1,5-fache erhöht, höchstens auf monatlich 0,0625 
Entgeltpunkte (0,75 Entgeltpunkte pro Jahr). Die Anhebung bewirkt, dass 
langjährig Versicherte, insbesondere Frauen mit geringem Verdienst, eine 
höhere Rente erhalten. 
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Die zunehmende Bedeutung von Geringverdienern veranlasst verschie-
dene Akteure, wie Gewerkschaften, Sozialverbände und Parteien, die Ent-
fristung der Rente nach Mindestentgeltpunkten zu fordern. Es ergeben sich 
jedoch Unterschiede hinsichtlich einzelner Forderungsdetails. Einige Sozi-
alverbände und die SPD fordern eine Verlängerung der gegenwärtigen Re-
gelung, da sie die Hoffnung haben, dass durch den gesetzlichen Mindest-
lohn die Fortführung der Mindestentgeltpunkte zukünftig entbehrlich werden 
könnte. Demgegenüber fordern Volkssolidarität, die Linke und der DGB 
eine Entfristung der Regelung und zudem eine Senkung der Zugangsvo-
raussetzungen, z.B., dass anstatt einer Wartezeit von 35 Jahren mit renten-
rechtlichen Zeiten nur noch 25 Jahre erforderlich sind.83 Auch die Gewerk-
schaft ver.di ist für die „Wiedereinführung der Rente nach Mindestentgelt-
punkten“84. Sie sei geschlechtsneutral und schafft einen Anreiz zur Einge-
hung versicherungspflichtiger Beschäftigungen.85 Außerdem wäre es sofort 
umsetzbar und würde nicht nur für Neurentner gelten. 
 
Es gibt aber auch Kritik an der Fortführung von Mindestentgeltpunkten bei 
geringem Arbeitsentgelt. Zum einen würde diese Regelung das Äquivalenz-
prinzip der gesetzlichen Rentenversicherung durchbrechen, da die Rente 
im Alter nicht nur aus Beiträgen finanziert werden würde. Es würde sich 
dann um das Prinzip des sozialen Ausgleichs handeln. Geringe Rentenan-
sprüche würden ohne eigene Beitragsleistung erhöht. Ein Versicherter, der 
immer 75 % des Durchschnittsverdiensts verdiente und davon Beiträge ent-
richtete, bekommt nicht mehr Rente als ein Versicherter, der immer 50 % 
des Durchschnittsverdiensts verdiente und dadurch entsprechend weniger 
Beiträge zahlte. 
Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass geringe Rentenanwartschaften nicht zwin-
gend einem niedrigen Alterseinkommen entsprechen. Bei der Regelung 
wird ausschließlich die Rentenhöhe eines Versicherten berücksichtigt. Ver-
sicherte, überwiegend Frauen, sind durch die Alterseinkünfte des Mannes 
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oft nicht von Armut bedroht und die Erhöhung der Rente durch Mindestent-
geltpunkte wäre nicht erforderlich.86 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt auf, wie viele Mindestentgeltpunkte durch-
schnittlich bei der Rentenberechnung für Renten wegen Alters berücksich-
tigt werden. 
 
Abbildung 10: Durchschnittlich berücksichtigte Mindestentgeltpunkte 









0,2589 7,88 € 
Männer 0,1319 4,02 € 
Frauen 0,3713 11,31 € 
Quelle: DRV Bund, Statistikband Rente, 2015, S.24ff. 
 
Durchschnittlich werden 0,2589 Mindestentgeltpunkte bei einer Rente we-
gen Alters berücksichtigt. Bei Frauen werden durchschnittlich 0,3713 Min-
destentgeltpunkte bei der Rentenberechnung berücksichtigt und bei Män-
nern 0,1319, dies macht eine Differenz von 0,2394 Entgeltpunkten aus. Da-
ran ist erkennbar, dass vor allem Frauen die Regelung der Mindestentgelt-
punkte zugutekommt. Für eine Rentensteigerung machen die Mindestent-
geltpunkte jedoch nicht genug aus, um Altersarmut zu vermeiden. Es han-
delt sich lediglich um eine Rentensteigerung von durchschnittlich 7,88 €. 
Würde die Begrenzung für Pflichtbeiträge vor 1992 aufgehoben werden, 
würde es zu einer höheren Rentensteigerung kommen, wäre jedoch nicht 
ausreichend, um Altersarmut zu vermeiden. 
 
                                            
86
 Vgl. Hauser, Bekämpfung von Altersarmut: Das 30-30-Modell im Vergleich zu anderen 
aktuellen Vorschlägen, S.431-432. 
87
 Der aktuelle Rentenwert beträgt 30,45 € (West). 





6.3 Rente nach Mindestversicherungszeiten 
Der Armutsforscher Professor Richard Hauser entwickelte ein Modell, mit 
welchem er niedrige Renten aufstocken will, das sog. 30-30-Modell. Er 
möchte mit dieser Regelung garantieren, dass langjährig Versicherte aus-
reichend hohe Rente erhalten, um die Inanspruchnahme der Grundsiche-
rung im Alter unnötig zu machen. Wie bei der Rente nach Mindestentgelt-
punkten wird das Prinzip der Teilhabeäquivalenz zum Teil durch das Prinzip 
des sozialen Ausgleichs ergänzt. 
 
Die Rente nach Mindestversicherungszeiten soll durch die gesetzliche Ren-
tenversicherung gewährt werden. Die Regelung sieht eine unterschiedliche 
Aufstockung der eigenen Rente auf ein armutsfestes Niveau vor. Es soll für 
Neurentner und Bestandsrentner eingeführt werden. 
 
Voraussetzungen für die Rente nach Mindestversicherungszeiten sind: 
1. Der Versicherte muss bei Erreichen der Regelaltersgrenze mindes-
tens 30 Jahre Pflichtbeiträge gezahlt haben oder andere rentenrecht-
liche Zeiten vorweisen, 
2. die Summe der Entgeltpunkte muss unter 30 liegen, 
3. auch unter Hinzurechnung zusätzlicher eigener Renten und Hinter-
bliebenenrenten darf keine Gesamtrente entstehen, die der Höhe ei-
ner Rente der gesetzlichen Rentenversicherung auf der Basis von 
30 Entgeltpunkten entspricht. 
 
Als armutsfestes Niveau wird eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung aus 30 Entgeltpunkten bezeichnet.88 Dies bedeutet, dass bei dem 
anspruchsberechtigten Personenkreis die Rente um den Betrag aufge-
stockt wird, welcher der Differenz aus der eigenen Rente und der aus 30 
Entgeltpunkten berechneten Rente entspricht. 
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Zu den geforderten rentenrechtlichen Zeiten zählen neben den Pflichtbei-
trägen auf Grund einer versicherten Beschäftigung, Kindererziehungszei-
ten, Pflegezeiten und versicherungspflichtigem Sozialleistungsbezug auch 
beitragsfreie Zeiten. Zu den beitragsfreien Zeiten zählen Anrechnungszei-
ten, insbesondere Zeiten wegen Krankheit, Rehabilitation, Schwanger-
schaft/Mutterschutz, Ausbildung und Arbeitslosigkeit, sowie Zurechnungs-
zeiten und Ersatzzeiten. 
 
Auf die Rente nach Mindestversicherungszeiten werden eigene Renten aus 
anderen Pflichtversicherungssystemen, wie bspw. die Unfallrente und aus 
anderen Altersversorgungswerken, wie bspw. die Beamtenversorgung an-
gerechnet. Außerdem werden Hinterbliebenenrenten voll angerechnet. Von 
der Anrechnung befreit sind andere Einkommen und Vermögen des Versi-
cherten, wie z.B. Riesterrenten, Betriebsrenten, Zusatzversorgungen im öf-
fentlichen Dienst, Miet- und Zinseinnahmen, Grundvermögen und Geldver-
mögen.89 
 
Da auch hier Anrechnungszeiten z.B. wegen Arbeitslosigkeit, Krankheit und 
Ausbildung berücksichtigt werden, dürften viele Versicherte die Vorausset-
zung von 30 Jahren rentenrechtlichen Zeiten erfüllen. Laut Statistik haben 
Männer in Deutschland durchschnittlich 42,1 Versicherungsjahre und 
Frauen 32,8.90 Daher dürften 30 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten grund-
sätzlich kein Problem darstellen. Freiwillige Beiträge sollen von der Anrech-
nung ausgeschlossen werden. Dies hat zur Folge, dass die Zahlung von 
freiwilligen Beiträgen als nicht lohnenswert angesehen wird. Vor allem ver-
sicherungsfreie Selbständige, die 30 Jahre freiwillige Beiträge entrichtet ha-
ben, gehören somit nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis. Auch 
Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung und Pflege sollen nicht 
berücksichtigt werden. Folglich werden Frauen, die wegen Kindererziehung 
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jahrelang zu Hause blieben, nicht von der Regelung profitieren, da sie oh-
nehin durchschnittlich nur 32,8 Versicherungsjahre aufweisen und ohne Be-
rücksichtigungszeiten vermutlich nicht auf die geforderten Jahre kommen. 
Gerade Frauen würden stark von der Regelung profitieren, wenn sie auf die 
geforderten Versicherungsjahre kommen würden, da sie im Durchschnitt 
nur 24,6000 Entgeltpunkte erwirtschaften.91 
 
Wie groß der anspruchsberechtigte Personenkreis sein würde, lässt sich 
nicht genau abschätzen, da eine individuelle Einkommensanrechnung 
durchgeführt werden muss. Es kann davon ausgegangen werden, dass vor 
allem Geringverdiener von dieser Regelung profitieren werden. 
 
Eine Bruttorente auf Grundlage von 30 Entgeltpunkten beträgt momentan 
913,50 €. Verglichen mit dem durchschnittlichen Grundsicherungsniveau 
von 735 € liegt die Rente somit oberhalb des Grundsicherungsniveaus. 
Auch hier wurden keine Mehrbedarfe berücksichtigt und die Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge außer Acht gelassen. Durch das sinkende 
Rentenniveau werden in Zukunft immer mehr Entgeltpunkte benötigt, um 
die Grundsicherungsleistung zu übersteigen. Herr Hauser schlägt eine be-
grenzte Dynamisierung vor, in der die Berechnungsbasis der Rente nach 
Mindestversicherungszeiten im Gleichschritt mit der Erhöhung der Regelal-
tersgrenze bis auf 32 Entgeltpunkte erhöht wird. 
 
Das 30-30-Modell ähnelt dem Prinzip der Garantierente. Vorteilhaft gegen-
über der Garantierente ist jedoch, dass Renten aus privater und betriebli-
cher Vorsorge nicht angerechnet werden. Dadurch wird die zusätzliche Vor-
sorge als lukrativ angesehen und die gesamten Alterseinkünfte steigen. Die 
Tatsache, dass eine Vermögensanrechnung nicht erfolgt, führt dazu, dass 
Personen mit einem großen privaten Vermögen eigentlich weit über dem 
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Grundsicherungsniveau liegen, dennoch Anspruch auf die Rente nach Min-
destversicherungszeiten haben können. Dies könnte unter anderem bei 
Selbständigen der Fall sein, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nur 
eine geringe Rentenanwartschaft haben, aber privat gut vorgesorgt haben 
und ausreichend eigenes Vermögen besitzen. Aber auch Frauen, die selbst 
geringe Rentenanwartschaften besitzen, deren Männer jedoch eine hohe 
Altersrente erhalten und sie zusammen weit oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus liegen, würden eine aufstockende Rente erhalten. 
 
Ein weiterer Vorteil ist, dass das Modell sofort umsetzbar ist und nicht nur 
für Neurentner gilt. Somit kann Altersarmut und der Grundsicherungsbezug 
deutlich reduziert werden, aber nicht vollständig beseitigt werden, da nicht 
alle Versicherten, die weniger als 30 EP haben, auf 30 Jahre kommen. 
 
6.4 Die gesetzliche Basisrente 
Jedes der vier beschriebenen Modelle hat seine Vor- und Nachteile, daher 
wurden die Vorteile der verschiedenen Modelle zusammengeführt und zu 
einem eigenen Modell namens „Die gesetzliche Basisrente“ gemacht. Die 
Idee, ein Mindestsicherungsniveau in der gesetzlichen Rentenversicherung 
in Höhe von 30 Entgeltpunkten einzuführen, hört sich zunächst gut an. Das 
Problem dabei stellt die Anpassung der Rente im Vergleich zur Anpassung 
der Grundsicherung dar. Wie bereits unter 4.3 erläutert, steigt derzeit das 
Grundsicherungsniveau stärker als das Rentenniveau. Daher kann es zu-
künftig dazu führen, dass eine Mindestrente von 30 Entgeltpunkten geringer 
als das Grundsicherungsniveau ausfallen kann. Um dies zu verhindern, soll 
die Rente 10 % über dem regionalen durchschnittlichen Bruttobedarf der 
Grundsicherung im Alter liegen. Dadurch wird die Rente automatisch mit 
der Fortschreibung der Regelsätze der Grundsicherung angepasst. 
 
Voraussetzung sind mindestens 35 Jahre mit Beitragszeiten, da die Rege-
lung langjährig Beschäftigte belohnen soll. Nach § 55 Abs. 1 SGB VI zählen 
zu den Beitragszeiten Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge. Zusätzlich 





werden Berücksichtigungszeiten wegen Erziehung und Pflege, sowie Zei-
ten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen, sofern sie Pflichtbeiträge sind, 
angerechnet. Wichtig ist vor allem die Anrechnung von freiwilligen Beiträ-
gen, da somit auch Selbständige von der Regelung profitieren können oder 
Frauen, die ansonsten evtl. nicht die geforderte Wartezeit erreichen würden. 
Zudem werden sie als lohnenswert angesehen. Die Anrechnung von frei-
willigen Beiträgen sollte eingeschränkt werden, wie bei der Wartezeit von 
45 Jahren nach § 51 Abs. 3a Nr. 4 SGB VI. Das bedeutet, dass freiwillige 
Beiträge berücksichtigt werden, wenn mindestens 18 Jahre mit Pflichtbei-
trägen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit vorhanden sind. 
Grund dafür ist, dass Langzeitselbständige, die privat sehr gut vorgesorgt 
haben und somit eine Mindestrente nicht benötigen würden, keinen An-
spruch haben. 
Beitragsfreie Zeiten, sowie Zeiten eines Versorgungsausgleichs oder Ren-
tensplittings sollten von der Anrechnung ausgeschlossen werden, da diese 
Zeiten auf keiner eigenen Beitragsleistung beruhen. 
 
Bei diesem Modell würde es keine Anrechnung von Alterseinkünften aus 
betrieblicher und privater Vorsorge geben, da unser Alterssicherungssys-
tem vorsieht, eine Lebensstandardsicherung auf allen drei Säulen aufzu-
bauen. Wenn es eine Anrechnung gäbe, wäre dies kontraproduktiv. Der An-
reiz betrieblich und privat vorzusorgen, würde verloren gehen. Alle weiteren 
Einkünfte sollten jedoch unter Berücksichtigung eines Freibetrags der Ein-
kommensanrechnung unterliegen. Als Grundlage für die Anrechnung sollte 
meiner Ansicht nach die Neuregelung des Hinzuverdienst-/Teilrentenrechts 
ab 1.7.2017 herangezogen und erweitert werden, d.h. es sollte grundsätz-
lich ein Freibetrag von 6300 € im Jahr eingeräumt werden. Wer diesen Frei-
betrag im Jahr übersteigt, bekommt für jeden weiteren Euro oberhalb von 
6300 € 40 Cent von der Rente abgezogen. Einem Versicherten, der ein Ein-
kommen von 7300 € im Jahr hat, wird die Rente um 400 € gekürzt.92 
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Dadurch besteht auch die Möglichkeit, neben der Rente hinzuzuverdienen. 
Mit dieser Einkommensanrechnung sollen Versicherte von der Regelung 
ausgeschlossen werden, die zusätzliche Einkünfte haben und eine Min-
destrente somit nicht benötigen. Außerdem könnte der Rentenversiche-
rungsträger die Einkommensanrechnung jährlich mit dem Hinzuverdienst 
überprüfen. Eine Bedürftigkeitsprüfung ist nicht sinnvoll, da der Aufwand zu 
groß wäre. 
 
Die gesetzliche Basisrente würde einen großen Personenkreis einschlie-
ßen, da die Anspruchsvoraussetzung von 35 Jahren nicht zu hoch ange-
setzt ist und die Möglichkeit besteht, sich durch Entrichtung von freiwilligen 
Beiträgen einen Anspruch zu erkaufen. Im Durchschnitt haben Versicherte 
37,2 Versicherungsjahre in Deutschland und somit über den 35 Jahren. Die 
Altersrenten von Frauen beinhalten zwar im Schnitt lediglich 32,8 Entgelt-
punkte, aber durch Entrichtung von freiwilligen Beiträgen haben diese auch 
die Möglichkeit, die Voraussetzung zu erfüllen.93 
 
Die Aufwertung der Rente würde erfolgen, wenn das Alterseinkommen ei-
nes Versicherten geringer als 10 % des durchschnittlichen regionalen 
Grundsicherungsbedarfs ist. Zieht man das durchschnittliche Grundsiche-
rungsniveau in Deutschland i.H.v. 735 € als Rechengrundlage heran, würde 
die Basisrente 808,50 € betragen.  
 
Das Ziel, Altersarmut und Bezug von Grundsicherungsleistungen zu ver-
meiden, wäre für den anspruchsberechtigten Personenkreis erfüllt. Zusätz-
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Ziel der Integration von dem Fürsorgeprinzip in die gesetzliche Rentenver-
sicherung ist es, Altersarmut und den Bezug von Grundsicherungsleistun-
gen im Alter zu vermeiden. Dieses Ziel verfolgten primär alle fünf vorgestell-
ten Modelle. Jedoch kann es meistens nur für ein Teil der Versicherten er-
füllt werden, da manche Personenkreise durch das Raster fallen, wie z.B. 
Selbständige oder Frauen. Die Politik sollte versuchen, so viele Versicherte 
wie möglich einzuschließen, damit Altersarmut vermieden werden kann und 
der Bezug von Grundsicherungsleistungen gesenkt wird. Dies könnte man 
unter anderem mit den Anspruchsvoraussetzungen durch z.B. die Erfüllung 
einer bestimmten Anzahl von Versicherungsjahren und der Einkommensan-
rechnung steuern. Wenn weiterhin am Äquivalenzprinzip der Rentenversi-
cherung festgehalten wird, gerät es immer mehr in Konflikt mit der eigelei-
teten Rentenniveausenkung. Durch die Einführung einer Mindestrente 
würde die Legitimation der gesetzlichen Rentenversicherung wieder ge-
stärkt werden, da die Renten das derzeitige durchschnittliche Grundsiche-
rungsniveau in der Regel überschreiten würden. Außerdem wäre das Ver-
trauen der Menschen auf ein sicheres Alterseinkommen gestärkt. Die an-
spruchsberechtigten Versicherten könnten auf die Mindestrente vertrauen 
und zusätzlich betrieblich und privat vorsorgen. Die Lebensstandardsiche-
rung aus alles drei Säulen wäre somit erfüllt. Wichtig ist, dass eine Renten-
reform ganzheitlich betrachtet wird, um dem Anspruch der Nachhaltigkeit 
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